
b) Reichsgericht

1) 2. Juli 1929 (111498/28) (RGZ. Bd. 125 S. 295)

Treu und Glauben im öffentlichen Recht - Beamten-

verhältnis - Zusage von Rechten durch Stillschweigen
seitens des Staates.

i. Die Grundsätze von Treu und Glauben sind im ö#entlichen Recht
ebenso zu beachten, wie im bürgerlichen Recht.

2. Hat ein Beamter in seinem Entlassungsgesuch hinreichend klar

zum Ausdruck gebracht, er wolle seinen Übertritt vom Reichsdienst in den

Dienst eines Landes davon abhängig machen, daß er in seinen Vermögens-
verhältnissen nicht schlechter gestellt würde, als wenn er Reichsbeamter

geblieben wäre, so war das Reich, wenn es darauf nicht eingehen wollte,

11) Es handelt sich um die Sperrung der den Ländern vom Reiche gezahlten Polizei-

kostenzuschüsse gegenüber dem Lande Thüringen wegen vom Reiche befürchteter ver-

fassungswidriger Verwendung dieser Gelder. Thüringen hat beantragt, die Weiterzahlung
durch einstweilige Verfügung anzuordnen. Zu einer Entscheidung in der Hauptsache ist

es nicht gekommen, da der Rechtsstreit durch einen Vergleich zwischen den Parteien

erledigt worden ist.
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verpflichtet, die A blehnung der Forderung dem Beamten mitzuteilen. Tat

es dies nicht, so. ist anzunehmen, daß es durch die Entlassung diese Be-

dingung stillschweigend angenommen hat

3. Es besteht im Rahmen des öffentlich-rechtlichen, durch einseitigen
Staatsakt begründeten Beamtenverhältnisses die Möglichkeit,&apos; daß zwischen

Staat und Beamten besondere Vereinbarungen getroffen werden, wenn

diese A breden nicht dem Wesen des Beamtenverhältnisses widersprechen.
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